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426. Verordnung: Durchführung der Entlastung von der Abzugsbesteuerung gemäß dem österreichisch-
deutschen Doppelbesteuerungsabkommen

427. Verordnung: Wildschweine-Schweinepestverordnung
428. Verordnung: Beiträge für Schülerheime und ganztägige Schulformen
429. Verordnung: Änderung der Entgeltsrichtlinienverordnung 1986

426. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen über die Durchführung der Entla-
stung von der Abzugsbesteuerung gemäß dem
österreichisch-deutschen Doppelbesteuerungs-

abkommen

Auf Grund der Artikel 4, 6, 8, 9, 10 a, 11, 12
und 13 des Abkommens und des Schlußprotokolls
zwischen der Republik Österreich und der Bundes-
republik Deutschland zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom
Einkommen und vom Vermögen sowie der
Gewerbesteuern und der Grundsteuern vom
4. Oktober 1954, BGBl. Nr. 221/1955, in der
Fassung des Änderungsabkommens vom 8. Juli
1992, BGBl. Nr. 361/1994 (im folgenden
„Abkommen" genannt), und auf Grund des § 240
der Bundesabgabenordnung — BAO, BGBl.
Nr. 194/1961, in der jeweils geltenden Fassung,
wird verordnet:

Entlastung von der Kapitalertragsteuer gemäß
Art. 10 a des Abkommens

§ 1. Bei Einkünften, die unter Art. 10 a des
Abkommens fallen, ist ungeachtet des Abkommens,
jedoch vorbehaltlich der Sonderregelung gemäß
§ 3 der nach den Bestimmungen des Einkommen-
steuergesetzes vorgesehene Steuerabzug auch von
den Einkünften solcher Personen vorzunehmen, die
gemäß dem Abkommen ihren Wohnsitz in
Deutschland haben.

§ 2. (1) Der Steuerpflichtige ist gemäß § 240
BAO berechtigt, die Rückerstattung jener Beträge
an Kapitalertragsteuer zu begehren, die über das
nach den Bestimmungen des Abkommens zulässige
Ausmaß hinaus einbehalten wurden.

(2) Der Anspruch auf Steuerrückerstattung
gemäß Abs. l steht jener Person zu, die im
Zeitpunkt des Zufließens der Einkünfte das Recht
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auf Nutzung der diese Einkünfte abwerfenden
Kapitalanlagen besaß und der daher die Einkünfte
steuerlich zuzurechnen sind.

(3) Steuerrückerstattungsanträge sind unter
Verwendung des Vordruckes ZS-D2 bei dem
zuständigen Finanzamt zu stellen. Eine Zusam-
menfassung mehrerer Rückerstattungsanträge in
einem Vordruck ist zulässig, wenn die Entschei-
dung hierüber einem einzigen Finanzamt obliegt.
Das Antragsformular muß mit der Ansässigkeits-
bescheinigung des zuständigen deutschen Finanz-
amtes versehen sein. Bei Rückerstattungsanträgen,
die die Jahre 1992 und 1993 betreffen, ist
Vordruck ZS-D2(92,93) zu verwenden.

(4) Jedem Antrag sind Belege über den Bezug
der Einkünfte und über die Höhe des vorgenom-
menen Steuerabzuges anzuschließen. Wird der
Antrag durch einen Vertreter unterzeichnet, so ist
nach Maßgabe der inländischen Vorschriften eine
Vollmacht des Anspruchsberechtigten (Abs. 2)
beizulegen.

§ 3. (1) In Besteuerungsfällen, die unter
Art. 10 a Abs. 2 lit. a des Abkommens fallen
(konzerninterner Dividendenfluß), kann im Fall
offener Ausschüttungen die Steuerentlastung von
der österreichischen Gesellschaft unmittelbar an
der Quelle herbeigeführt werden, wenn

a) die die Dividenden empfangende Gesellschaft
eine über eine bloße Vermögensverwaltung
hinausgehende Tätigkeit entfaltet und wenn
sie hierüber gegenüber der österreichischen
Gesellschaft eine schriftliche Erklärung
abgibt, und

b) die die Dividenden empfangende Gesellschaft
eigene Arbeitnehmer beschäftigt und über
eigene Geschäftsräumlichkeiten verfügt und
wenn sie hierüber gegenüber der österreichi-
schen Gesellschaft eine schriftliche Erklärung
abgibt, und
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c) der österreichischen Gesellschaft die in § 4
Abs. l genannte Ansässigkeitsbescheinigung
vorliegt und

d) zusammen mit der nach den österreichischen
einkommensteuerlichen Vorschriften abzuge-
benden Kapitalertragsteueranmeldung eine
weitere derartige Anmeldung beim zustän-
digen Finanzamt eingebracht wird und diese
zusätzliche Anmeldung mit der Überschrift
„für die FLD Wien; DBA-Deutschland"
versehen wird.

(2) Diese zusätzliche Anmeldung ist von dem
zuständigen Finanzamt der Finanzlandesdirektion
für Wien, Niederösterreich und Burgenland zu
übermitteln.

Entlastung von der Abzugsbesteuerung in anderen
Fällen

§ 4. (1) Bei Steuerabzugspflichtigen Einkünften,
die nicht unter Art. 10 a fallen, kann der Abzugs-
verpflichtete die Steuerentlastung durch eine den
Abkommensbestimmungen entsprechende Steuer-
freistellung nur dann herbeiführen, wenn ihm eine
ordnungsgemäß ausgefüllte und von den deutschen
Steuerbehörden bestätigte Ansässigkeitsbescheini-
gung auf dem Vordruck ZS-D1 (bzw ZS-BRDl)
vorliegt.

(2) Abs. l ist nicht anzuwenden, wenn der
Einkommensempfänger seinen Wohnsitz im Sinn
des Abkommens in Österreich hat.

§ 5. Die zur unmittelbaren Steuerentlastung an
der Quelle berechtigende Ansässigkeitsbescheini-
gung muß zeitnah vor oder nach dem Bezug der
Einkünfte ausgestellt werden. Sind für den
Abzugsverpflichteten keine Umstände erkennbar,
die auf eine ungerechtfertigte Steuerentlastung
hindeuten könnten, ist eine Bescheinigungsertei-
lung innerhalb eines Zeitraumes von einem Jahr
noch als zeitnah anzusehen.

§ 6. (1) Nimmt der Abzugsverpflichtete den
Steuerabzug in einem dem Abkommen nicht
entsprechenden Ausmaß vor, ist der ausländische
Einkünfteempfänger (§ 2 Abs. 2) berechtigt, gemäß
§ 240 BAO formlos die Rückerstattung der über
das nach den Bestimmungen des Abkommens
zulässige Ausmaß hinaus einbehaltenen Steuer-
beträge bei dem zuständigen Finanzamt zu
beantragen.

(2) Den Rückerstattungsanträgen müssen amt-
liche Ansässigkeitsbescheinigungen gemäß § 4
Abs. l angeschlossen sein. § 2 Abs. 4 gilt sinnge-
mäß.

Lacina

427 Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz
über die Bekämpfung der Klassischen Schwei-
nepest und der Afrikanischen Schweinepest bei
Schweinen, die nicht wie Haustiere gehalten
werden (Wildschweine-Schweinepestverord-

nung)
Auf Grund des § l Abs. 5 und des § 23 des

Tierseuchengesetzes (TSG), RGBl. Nr. 177/1909,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 257/1993, wird verordnet:

Anwendungsbereich

§ 1. Dieser Verordnung unterliegen
1. Schweine, die nicht gemäß § l Abs. l TSG in

Stallungen oder in fest umfriedeten Gebieten
wie Haustiere gezüchtet, gehalten und zur
Fleischgewinnung getötet werden (Wild-
schweine) und

2. Gebiete, in denen bei Schweinen gemäß Z l
die Klassische oder die Afrikanische Schwei-
nepest festgestellt wurde (Seuchengebiete).

Anwendung des TSG

§ 2. (1) Auf Wildschweine gemäß § l Z l sind
folgende Bestimmungen des TSG anzuwenden:

§ l Abs. 3, § 2, § 2 b, § 2 c, § 11, § 11 a, § 14,
§ 15, § 15 a, § 16 Z 9 und 13, § 17, § 18, § 19,
§ 21, § 22 Abs. 2 und 3, § 23, § 24 Abs. 4 lit. f, j
und k, § 24 Abs. 5, 6 und 8, § 26, § 27, § 28, § 30,
§ 61 Abs. l lit. c, d und g, § 61 Abs. 2 bis 5, § 63
Abs. l lit. a und c nach Maßgabe der vorstehenden
Bestimmungen, § 63 Abs. 2, § 64, § 68, § 71, § 73,
§ 74 und § 75.

(2) § 15 a, § 17, § 21, § 22 Abs. 2 und 3 TSG
sowie § 61 Abs. 5 TSG (soweit sich § 61 Abs. 5 auf
§ 24 Abs. 4 lit. f bezieht) sind auf Wildschweine
gemäß § l mit der Maßgabe anzuwenden, daß die
hierin verwendeten Begriffe „Tiereigentümer",
„Tierbesitzer" und „Tierhalter" durch den Begriff
„Jagdberechtigter" oder — wenn es im jeweiligen
Fall keinen Jagdberechtigten gibt — durch den
Begriff „Grundeigentümer" zu ersetzen sind.

(3) § 14 TSG ist mit der Maßgabe anzuwenden,
daß in Seuchengebieten von jedem erlegten oder
verendeten Tier vor dessen unschädlicher Beseiti-
gung von der Bezirksverwaltungsbehörde eine
Probe zur weiteren Untersuchung entnommen
wird.

(4) Bei Feststellung der Schweinepest bei
Wildschweinen ist von der Bezirksverwaltungs-
behörde schnellstmöglich ein Seuchentilgungsplan
zu erstellen. Dieser hat zumindest folgende
Angaben zu enthalten:

1. geographische Verteilung der Seuche;
2. Dichte der Wildschweinpopulation im Seu-

chengebiet;
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3. Seuchentilgungsmaßnahmen einschließlich
Maßnahmen zur Verringerung des Wild-
schweinbestandes und Maßnahmen zur
unschädlichen Beseitigung von erlegten oder
verendeten Tieren.

(5) § 30 TSG ist mit der Maßgabe anzuwenden,
daß die Seuche dann als erloschen zu erklären ist,
wenn im Seuchengebiet im Verlauf einer von der
Bezirksverwaltungsbehörde nach den jeweiligen
veterinärhygienischen Erfordernissen festzulegen-
den Frist kein Fall von Klassischer oder Afrika-
nischer Schweinepest mehr festgestellt wurde.

§ 3. (1) Auf Hausschweine und sonstige
Schweine, die in Gehöften innerhalb eines
Seuchengebietes im Sinne des § l Abs. l TSG
gehalten werden, sind — solange diese Gehöfte
von der Schweinepest selbst noch nicht erfaßt sind
— ausschließlich folgende Bestimmungen des TSG
anzuwenden. § 20 Abs. l und 5, § 24 Abs. l und 2
sowie § 24 Abs. 4 lit. a und. b.

(2) § 24 Abs. l TSG ist mit der Maßgabe
anzuwenden, daß das Ein- und Verbringen von
Schweinen gemäß Abs. l nur mit Zustimmung der
Bezirksverwaltungsbehörde erfolgen darf. Hiebei
hat die Bezirksverwaltungsbehörde gemäß der
jeweiligen Seuchensituation zu entscheiden.

Inkrafttreten

§ 4. Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1994 in
Kraft.

Krammer

428. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst über Beiträge für

Schülerheime und ganztägige Schulformen
Auf Grund des § 5 Abs. 2 und 3 des

Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 512/1993, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen verordnet:

1. ABSCHNITT

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n

Geltungsbereich

§ 1. (1) Diese Verordnung regelt die Beiträge
von Schülern, die

1. in vom Bund erhaltenen Schülerheimen nur
zur Nachmittagsbetreuung (ausgenommen in
Schülerheimen, die ausschließlich oder vor-
wiegend für Schüler an land- und forstwirt-
schaftlichen Schulen bestimmt sind) und

2. in vom Bund erhaltenen ganztägig geführten
öffentlichen allgemeinbildenden Pflichtschu-
len (einschließlich der Übungsschulen an

öffentlichen Pädagogischen Akademien) und
allgemeinbildenden höheren Schulen (Unter-
stufe) zum Betreuungsteil

angemeldet sind.
(2) Zu den Schülerheimen im Sinne des Abs. l

Z l zählen insbesondere Bundeskonvikte, Schüler-
heime im Rahmen von Höheren Internatsschulen
des Bundes, Tagesschulheime und offene Studier-
säle (letztere jedoch nur, wenn die Betreuung der
Schüler durch Bundeslehrer oder Bundeserzieher
erfolgt).

Beiträge

§ 2. Die Beiträge bestehen aus
1. dem Betreuungsbeitrag für Unterbringung

und Betreuung (ausgenommen in den Lern-
zeiten ganztägiger Schulformen) sowie

2. dem Verpflegungsbeitrag für die Verpflegung.

Bekanntmachung der Beiträge

§ 3. Die gemäß den folgenden Bestimmungen
festgelegten Beiträge sind durch Anschlag in der
Schule (Schülerheim) bekannt zu machen.

Entrichtung der Beiträge

§ 4. (1) Die Beiträge sind je Unterrichtsjahr
zehnmal, und zwar jeweils innerhalb der ersten
zehn Tage des Monats zu entrichten.

(2) Abweichend von Abs. l sind die Beiträge im
ersten Monat des Schuljahres innerhalb der ersten
zehn Tage nach Beginn des Schuljahres zu
entrichten.

(3) Sofern das Unterrichtsjahr weniger als neun
volle Monate umfaßt, sind die Beiträge je Unter-
richtsjahr statt zehnmal nur in der entsprechend
verringerten Anzahl zu entrichten.

(4) Im Falle einer Anmeldung während des
Unterrichtsjahres sind die Beiträge nur für den
verbleibenden Rest des Unterrichtsjahres zu
entrichten.

(5) Im Falle einer Abmeldung entfällt der Beitrag
für die noch nicht begonnenen Monate.

(6) Für Verpflegungsbeiträge können aus
Gründen der Zweckmäßigkeit von Abs. l bis 5
abweichende Entrichtungstermine vorgesehen wer-
den.

2. ABSCHNITT
B e t r e u u n g s b e i t r a g

Höhe des Betreuungsbeitrages

§ 5. (1) Der Betreuungsbeitrag gemäß § 2 Z l
beträgt monatlich l 000 S.

(2) Im Falle eines Antrages auf Ermäßigung des
Betreuungsbeitrages ist dieser gemäß § 6 wie folgt
festzusetzen :
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bei einem jährlichen Einkommen Betreuungsbeitrag
gemäß § 6 Abs. 2 monatlich

S S

bis 119999 0
von 120 000 bis 134 999 100
von 135 000 bis 148 499 200
von 148 500 bis 160. 499 300
von 160 500 bis 170 999 400
von 171 000 bis 180 499 500
von 180 500 bis 188 999 600
von 189 000 bis 196 499 700
von 196 500 bis 202 999 800
von 203 000 bis 208 499 900

Ermäßigung des Betreuungsbeitrages

§ 6. (1) Ein Antrag auf Ermäßigung des
Betreuungsbeitrages ist bei der Leitung des
Schülerheimes oder der ganztägig geführten
Schule innerhalb eines Monats nach Aufnahme
einzubringen. Sofern eine Anmeldung für einen
Weiterbesuch im folgenden Schuljahr nicht erfor-
derlich ist, ist der Antrag auf Ermäßigung vor
Beginn dieses Schuljahres zu stellen.

(2) Über den Antrag auf Ermäßigung des
Betreuungsbeitrages hat die Schulbehörde erster
Instanz zu entscheiden. Bei der Festlegung des
ermäßigten Betreuungsbeitrages gemäß § 5 Abs. 2
gilt als jährliches Einkommen der gemäß § 12
Abs. 9 und 10 unter Bedachtnahme auf § 3 Abs. 2
bis 6 des Schülerbeihilfengesetzes 1983, BGBl.
Nr. 455, in seiner jeweils geltenden Fassung, als
Bemessungsgrundlage festzusetzende Betrag.
Sofern die Eltern nicht in Wohngemeinschaft
leben und ein Elternteil auf Grund eines Exeku-
tionstitels gegenüber dem Schüler zur Unterhalts-
leistung verpflichtet ist, bleibt das Einkommen
dieses Elternteiles außer Betracht und erhöht sich
die Bemessungsgrundlage um 25 vH des 20 000 S
übersteigenden Betrages der jährlichen Unterhalts-
leistung.

(3) Bis zur Entscheidung über einen Antrag
gemäß Abs. l wird die Entrichtung des Betreu-
ungsbeitrages im ersten Schuljahr des Besuches des
Schülerheimes oder des Betreuungsteiles gestundet;
in den folgenden Schuljahren ist bis zur Entschei-
dung der Beitrag des vergangenen Schuljahres zu
leisten.

(4) Tritt nach Stellung des Antrages auf
Ermäßigung des Betreuungsbeitrages durch den
Tod, eine schwere Erkrankung, die Pensionierung
oder Arbeitslosigkeit eines leiblichen Elternteiles
oder ein gleich schweres, von außen kommendes
Ereignis oder durch die Änderung von gemäß § 12
Abs. 9 und 10 des Schülerbeihilfengesetzes 1983 zu
berücksichtigenden Sachverhalten eine Minderung
des zu berücksichtigenden Einkommens ein, ist ein
neuerlicher Antrag auf Ermäßigung zulässig. Im
Falle eines Anspruches auf eine weitergehende

Ermäßigung des Betreuungsbeitrages ist der
geringere Beitrag für die auf den Eintritt des
maßgeblichen Ereignisses folgenden Monate fest-
zusetzen.

Betreuungsbeitrag bei tageweisem Besuch

§ 7 Sofern sich die Anmeldung zum. Besuch des
Betreuungsteiles ganztägiger Schulformen gemäß
§ 12 a Abs. l Z l lit. b des Schulunterrichtsgeset-
zes, BGBl. Nr. 472/1986, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 514/1993, oder zur Nachmit-
tagsbetreuung in Schülerheimen nur auf einzelne
Tage einer Woche bezieht, ist der Betreuungsbeitrag
gemäß § 5 in folgender Höhe zu entrichten:

Ausmaß des Betreuungs-
Bei einer Anmeldung für beitrages gemäß § 5

1 oder 2 Tage 40 vH
3 Tage 60 vH
4 Tage 80 vH

3. ABSCHNITT
Verpflegungsbeitrag

§ 8. (1) Der Verpflegungsbeitrag ist bei
ganztägigen Schulformen vom Leiter der Schule,
in den übrigen Schulen von der Schulbehörde
erster Instanz festzusetzen.

(2) Der Verpflegungsbeitrag hat die Kosten der
Verpflegung einschließlich der Verabreichung zu
umfassen.

4. ABSCHNITT
Inkrafttreten

§ 9. Diese Verordnung tritt
1. hinsichtlich der Vorschulstufe sowie der 1., 5.

und 9 Schulstufe mit 1. September 1994,
2. hinsichtlich der 2., 6. und 10. Schulstufe mit

1. September 1995,
3. hinsichtlich der 3., 7 und 11. Schulstufe mit

1. September 1996,
4. hinsichtlich der 4., 8. und 12. Schulstufe mit

l September 1997 und
5. hinsichtlich der 13. Schulstufe mit 1. Sep-

tember 1998
in Kraft.

Schölten

429. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Entgeltsrichtlinienverordnung 1986 geändert

wird
Auf Grund des § 13 Abs. 3 des Wohnungs-

gemeinnützigkeitsgesetzes, BGBl. Nr. 139/1979,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 800/1993, wird verordnet:
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Die Entgeltsrichtlinienverordnung 1986, BGBl.
Nr. 311, zuletzt geändert durch die Verordnung
BGBl. Nr. 349/1993, wird wie folgt geändert:

1. In § 9 Abs. l Z l wird in der lit. a der Betrag
von „l 884 S" durch „l 944 S", in der lit. b der
Betrag von „2 316 S" durch „2 400 S" ersetzt.

2. §.9 Abs. 2 lautet:

„(2) Das nach Abs. l Zl lit. a ermittelte
Produkt ist - sofern § 39 Abs. 8 Z l WGG
nicht entgegensteht — nach den Verteilungsbestim-

mungen des § 16 WGG, das nach Abs. l Z l lit. b
ermittelte Produkt ist nach den Verteilungsbe-
stimmungen des WEG 1975, BGBl. Nr. 417,
aufzuteilen."

3. Dem § 16 wird folgender Abs. 12 angefügt:

„(12) § 9 Abs. l Z l und Abs. 2 in der Fassung
der Verordnung BGBl. Nr. 429/1994 tritt mit
1. April 1994 in Kraft."

Schüssel


